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Geſetz Sammlung 
8 e fur die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


(No. 1265.) Vertrag zwiſchen Seiner Majeſtaͤt dem Koͤnige von Preußen und Seiner . Sea, „ %, eu,. 
. Königlichen Hoheit dem Großherzoge von Oldenburg, wegen Vereinigung Fe. at, aa αν 
des Fuͤrſtenthums Birkenfeld mit den weſtlichen Koͤniglich⸗Preußiſchen Be: 
Provinzen zu einem Zollſyſteme. Vom 24ſten Juli 1830. f j 


Su Majeſtaͤt der König von Preußen und Seine Königliche Hoheit der N | 
Großherzog von Oldenburg, haben in der Abſicht, die wechſelſeitigen Vortheile 2 5 
eines freien Verkehrs, deſſen Herſtellung den neuerlich zwiſchen Preußen und 
anderen deutſchen Staaten abgeſchloſſenen Vertraͤgen zum Grunde liegt, auf das 
Verhaͤltniß des Großherzoglich⸗Oldenburgiſchen Fuͤrſtenthums Birkenfeld zu den 
weſtlichen Koͤniglich⸗Preußiſchen Provinzen auszudehnen, Unterhandlungen ein⸗ 
leiten laſſen, und hiezu als Bevollmaͤchtigte ernannt: 1 
Seine Majeſtaͤt der Koͤnig von Preußen: ; 
Allerhoͤchſt⸗Ihren Geheimen Legations-Rath Ernft Michaelis; 
Seine Koͤnigliche Hoheit der Großherzog von Oldenburg: i 
Hoͤchſt⸗Ihren Oberſchenk, Staats- und Geheimen Kabinets⸗Rath 
Wilhelm Ernſt Freiherrn von Beaulieu Mareonnay, 
Großkreuz des Kaiſerlich-Ruſſiſchen St. Annen⸗Ordens und Ritter 
des Koͤniglich-Preußiſchen rothen Adler⸗Ordens dritter Klaſſe, 
von welchen, in Folge jener Unterhandlungen, mit Vorbehalt der Ratifikation, 
nachſtehender Vertrag abgeſchloſſen worden iſt. 
| Artikel 1. f VV 
Vom Tage der Publikation gegenwaͤrtiger Uebereinkunft an, ſoll ein 
Verein des Großherzoglich⸗Oldenburgiſchen Fuͤrſtenthums Birkenfeld mit den 
weſtlichen Preußiſchen Provinzen zu einem Zollſyſteme Statt finden, wie ſolches 
in den gedachten Preußiſchen Provinzen durch das Geſetz vom 26ſten Mai 1818;, 
deſſen Grundſaͤtze ohne beſondere Uebereinkunft nicht abgeaͤndert werden ſollen, 
und durch die ſeitdem erlaſſenen Beſtimmungen und Erhebungsrollen feſtgeſetzt iſt, 
oder kuͤnftig noch durch geſetzliche Deklarationen und Erhebungsrollen weiter 
beſtimmt werden wird. | nn 5 
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(Ausgegeben zu Berlin den 22ften September 18309 
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— Artikel 2, 

Seine Koͤnigliche Hoheit der Großherzog machen Sich verbindlich, in 
Anſehung der Abgaben von der Fabrikation des Branntweins und vom Brau⸗ 
Malze, in Uebereinſtimmung mit den deshalb in den weſtlichen Preußiſchen 
Provinzen beſtehenden Geſetzen und Einrichtungen, ſolche Verfuͤgungen ergehen 
zu laſſen, als erforderlich ſind, um auch in Anſehung dieſer Erzeugniſſe eine 
. völlige Gleichſtellung zwifchen dieſen Provinzen und dem Fuͤrſtenthume Birkenfeld, 
in Anſehung des innern Verkehrs und der Verhaͤltniſſe zu den oͤſtlichen Provinzen 
der Preußiſchen Monarchie, desgleichen zum Auslande, eintreten zu laſſen. 

f kel 3. 
Die Art und Weiſe der Abfaſſung und Verkuͤndigung der in Gemaͤßheit 


obiger Beſtimmungen im Fuͤrſtenthume Birkenfeld zu erlaſſenden Geſetze, die mit 
denſelben uͤbereinſtimmende Einrichtung der Verwaltung, insbeſondere die Beſtim⸗ 


mung, Einrichtung und amtlichen Befugniſſe der erforderlichen Steuer-Aemter, 
ſollen im gegenſeitigen Einvernehmen mit Huͤlfe der von beiden Seiten zu dieſem 
Behufe zu ernennenden Kommiſſarien angeordnet werden. 5 
; irre > 

Die Großherzogliche Regierung wird für die gehörige Beſetzung der in 
dem Fuͤrſtenthume Birkenfeld zu errichtenden Steuer⸗Aemter Sorge tragen. Es 
ſollen jedoch nur ſolche Perſonen bei dieſen Aemtern angeſtellt werden, die ſich 
einer von dem Koͤniglich⸗Preußiſchen Provinzial⸗Steuer⸗Direktor zu Cöln ver⸗ 


anlaßten Prüfung unterworfen haben, und mit einem Zeugniſſe deſſelben barüber 


verſehen ſind, daß ſie dieſe Pruͤfung gehoͤrig beſtanden haben. Auf Vorzeigung 
eines ſolchen Zeugniſſes werden ſie von der Großherzoglichen Regierung mit 
Anſtellungs-Patenten verſehen, und im gemeinfchaftlichen Intereſſe beider Regie⸗ 
rungen in Eid und Pflicht genommen werden. = = 
Artikel 5. 
Die gedachten Steuer-Beamten ſtehen zwar in allen Privat- oder buͤrger⸗ 
lichen Angelegenheiten, ferner bei allen ſogenannten gemeinen Verbrechen oder 
Vergehen, imgleichen bei Dienſt⸗Verbrechen und Vergehen, wegen welcher gegen 
ausſchließlich Preußiſche Beamte derſelben Kathegorie eine foͤrmliche gerichtliche 
Unterſuchung noͤthig ſeyn wuͤrde, unter den Großherzoglichen Gerichten; in allen 
Dienſt⸗ Angelegenheiten aber, insbeſondere auch in Abſicht der Dienſt-Disziplin, 
find fie dem Preußiſchen Ober⸗Kontrolleur und denjenigen Preußiſchen Behoͤrden, 
welche ſonſt noch die Leitung des Steuer-Dienſtes beſorgen, kraft des dieſen hie⸗ 
durch von Seiten Seiner Koͤniglichen Hoheit des Großherzogs ertheilten beſonderen 
Auftrages, unterworfen. 5 RR ER 
KILSERE Artikel 6. N 
ö Der Großherzoglichen Regierung ſteht das Recht zu, in vorkommenden 
Faͤllen die von ihr im Fuͤrſtenthume Birkenfeld angeſtellten Steuer-Beamten nach 
i Ri eigenem 
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eigenem Ermeſſen des Dienſtes zu entſetzen; dieſelbe Berfpricht jedoch, auch auf 
Requiſition des Provinzial- Steuer - Direktors in Chln diejenigen Steuer⸗Beamten, 
welche in ihrer Dienſtfuͤhrung unzuverlaͤſſt ig oder untauglich befunden werden ſollten, 
zu entlaſſen. Eine ſolche Requiſition wird jedoch nur unter denſelben Umſtaͤnden 
erfolgen, unter welchen auch ein ausſchließlich der Preußiſchen Regierung verpflich⸗ 
teter Steuer-Beamter gleicher Kathegorie ſeine Entlaſſung erhalten wuͤrde. 

8 Artikel 7. Ba? 

Der Königliche Provinzial-Steuer⸗Direktor zu Coln wird die etwaigen 
Antraͤge der Großherzoglichen Regierung in Birkenfeld, in Beziehung auf die 
Dienftführung und disziplinariſche Behandlung der in dem Fuͤrſtenthume ange⸗ 
ſtellten Steuer⸗Beamten, gehörig beruͤckſichtigen, auch bleibt es der gedachten 
Regierung vorbehalten, wenn ſie es im gemeinſchaftlichen Intereſſe des Dienſtes 
für noͤthig erachtet, außerordentliche Kaſſen⸗Viſitationen bei dieſen Steuer⸗Beamten 
vornehmen, von den daruͤber aufzunehmenden Verhandlungen dem Koͤniglichen 
Provinzial⸗Steuer⸗Direktor Abſchrift mittheilen zu laſſen, und auf Abſtellung der 
dabei entdeckten Unordnungen und Mißbraͤuche in geeigneter Art mitzuwirken. 

a = Artikel 8. f f 

Fuͤr die in dem Fuͤrſtenthume Birkenfeld zu errichtenden Steuer - Aemter 
wird die Großherzogliche Regierung die erforderlichen Wohnungs⸗Raͤume und 
Dienſt⸗Gelaſſe auf eigene Koſten beſchaffen und unterhalten, ſie auch mit den 
nöthigen Utenſilien und Buͤreau-Beduͤrfniſſen verſehen laſſen. Desgleichen wird 
die Befoldung und Penſionirung der Steuer-Beamten im Fuͤrſtenthume, ſo wie 
die etwaige Verſorgung der Wittwen und Kinder derſelben, von Seiten der Groß⸗ 
herzoglichen Regierung lediglich auf ihre eigene Koſten erfolgen, wobei jedoch feſt⸗ 
geſetzt wird, daß die dortigen Einnehmer und Steuer-Aufſeher den Preußiſchen 
Steuer-Beamten derſelben Kathegorie gleich beſoldet werden ſollen. 

; Artikel 9g. ö 

Beide Regierungen werden in den zur Sicherung ihrer landesherrlichen 
Gefaͤlle und Aufrechthaltung der Gewerbe ihrer Unterthanen noihwendigen 
Maaßregeln einander gegenſeitig freundſchaftlich unterſtuͤtzen. Seine Koͤnigliche 


Hoheit der Großherzog wollen in dieſer Hinſicht namentlich geſtatten, daß die 


Koͤniglich⸗Preußiſchen Zoll-Beamten im gemeinſchaftlichen Intereſſe, und als 
von Hoͤchſt Ihnen dazu mitbeauftragt im Fuͤrſtenthume Birkenfeld ihre Dienſtver⸗ 
richtungen in eben der Art ausuͤben, wie ihnen dieſes auch im Preußiſchen Gebiete 
innerhalb der Binnenlinie obliegt. Wenn zur Feſtſtellung des Thatbeſtandes 
begangener Unterſchleife, oder zur Sicherung der Gefaͤlle und Strafen, Viſita⸗ 
tionen und Beſchlagnahmen von den Königlichen Zoll- Beamten bei den Groß⸗ 
herzoglichen Orts⸗Behoͤrden in Antrag gebracht werden, fo ſollen letztere, ſobald 
ſie ſich von der Zulaͤſſigkeit, den Umſtaͤnden nach, überzeugt haben, ſolche alsbald 
willig und zweckmaͤßig veranſtalten. In ſofern auch, nach der Ueberzeugung des 
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Königlichen Provinzial⸗Steuer⸗Direktors zu Cöln die Oertlichkeit es unvermeidlich 
machen ſollte, daß die den Vorſchriften der Preußiſchen Zoll-Ordnung gemäß, 
gegen die Grenze des Koͤniglich⸗Baierſchen Rheinkreiſes zu errichtende Binnenlinie 


und der hiedurch entſtehende Grenzbezirk hin und wieder auch das Gebiet des Fuͤrſten⸗ 


thums Birkenfeld beruͤhre, erklärt fich die Großherzogliche Regierung mit dieſer 
Ausdehnung des Grenzbezirks in ihr gedachtes Gebiet hiedurch einverſtanden. In 
dieſem Falle werden die Grenzbeamten auch innerhalb des Großherzoglichen Theils 
des Grenzbezirks nach der Zoll⸗Ordnung und den allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften 


verfahren, jedoch follen daſelbſt zur Erleichterung des Verkehrs, und zur Vermei⸗ 


dung aller Kontrolle zwiſchen dem Preußiſchen und dem Gebiete des Fuͤrſtenthums 
Birkenfeld, Legitimations- Stellen für Ba iS: or innerhalb des 
Ganzen s errichtet werden. a 
Artikel 10. 5 

Die von den Großherzoglichen Unterthanen im Fürſtenthume Birkenfeld 
veruͤbten Zoll- oder Steuer-Vergehen ſollen, in ſofern gegen die nach vorgaͤngiger 
ſummariſcher Unterſuchung erfolgte adminiſtrative Entſcheidung des betreffenden 
Koͤniglich⸗Preußiſchen Haupt⸗Zoll⸗ oder Haupt⸗Steuer⸗Amts auf foͤrmliches 


gerichtliches Verfahren provozirt wird, von den Großherzoglichen Gerichts-Aemtern | 


zur Unterſuchung und Strafe gezogen werden. Die gegen die Erkenntniſſe dieſer 
Gerichte zuläffigen Rechtsmittel werden bei dem Juſtiz⸗ Wente der an: in 
Birkenfeld verhandelt und entſchieden werden. 

Seine ‚Königliche Hoheit der Großherzog wollen die Morden treffen, 
daß in den gerichtlichen Unterſuchungen das Intereſſe der gemeinſchaftlichen Ver⸗ 
waltung durch einen beſondern Beamten gehoͤrig wahrgenommen werde. Da es 
fuͤr das beiderſeitige Intereſſe von beſonderer Wichtigkeit iſt, daß die vorkommenden 
Zoll- und Steuer⸗Vergehen nach uͤbereinſtimmenden Grundſaͤtzen beurtheilt und 
beſtraft werden, ſo iſt man fuͤr den Fall, daß eine Ungleichfoͤrmigkeit in den 
Erkenntniſſen der in dieſer Hinſicht kompetenten Koͤniglich⸗-Preußiſchen und Groß⸗ 
herzoglich ⸗ Oldenburgiſchen Gerichte fi ch ergeben follte, uͤbereingekommen, ſich 
uber Maaß regeln zu vereinbaren, wodurch dieſem Uebel 1 fin bie u. 
förmigfeit der Erkenntniſſe ſicher geſtellt wird. 

Artikel 11. 


Die Koͤniglich⸗-Preußiſche Regierung r ige Einkommen = 


Zollgefaͤllen, welches durch die in vorſtehender Art zu bewirkende Vereinigung 
des Fuͤrſtenthums Birkenfeld mit den weſtlichen Preußiſchen Provinzen zu einem 
Zollſyſteme den Preußiſchen Kaſſen zufließen wird, den Großherzoglich-Olden⸗ 
burgiſchen Kaſſen uͤberweiſen zu laſſen, auch ſelbigen eine Antheilnahme an dem 
Geſammtbetrage der von der Fabrikation des Branntweins und vom Braumalze 
in den weſtlichen Preußiſchen Provinzen und in dem Fuͤrſtenthume Birkenfeld auf⸗ 
kommenden Abgaben zu eee Zu Dr Ende wird die Großherzogliche 
f a Regie⸗ 
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Regierung an dem Geſammt⸗Einkommen ſowohl von Ein⸗ und Ausgangs⸗Abgaben 
als auch von der Beſteuerung der vorgedachten inlaͤndiſchen Erzeugniſſe in den 
weſtlichen Preußiſchen Provinzen und in dem Fuͤrſtenthume Birkenfeld, nach dem 
Verhaͤltniſſe der Seelenzahl des letzteren zu derjenigen der erſteren, Antheil nehmen. 
Dieſer Antheil wird durch eine beſondere Uebereinkunft zwiſchen dem Koͤniglich⸗ 
Preußiſchen Finanzminiſterio und der Großherzoglichen Regierung feſtgeſtellt, und 
der Betrag, nach Abzug der im Fuͤrſtenthume Birkenfeld aufgekommenen Ein⸗ 
nahmen von der Beſteuerung des Branntweins und des Braumalzes, welche von 
den dortigen Steuerbeamten monatlich an die Regierung zu Birkenfeld abzuliefern 
find, in Quartal⸗Naten aus der Königlichen Provinzial⸗Steuerkaſſe zu Coͤln 
gezahlt werden. Sollte bei zunehmender Kultur des Weines und des Tabacks 
im Fuͤrſtenthume Birkenfeld es ſich noͤthig zeigen, daß auch auf dieſe Gegenſtaͤnde 
bei der Beſteuerung Ruͤckſicht genommen werde, ſo wird die Großherzogliche 
Regierung in Anſehung dieſer Erzeugniſſe gleiche Anordnungen, wie wegen der 
Beſteuerung des Branntweins und des Braumalzes, treffen, und dagegen nach 
denſelben Grundſaͤtzen an dem in den weſtlichen Preußiſchen Provinzen und in 
dem Furſtenthume Birkenfeld aufkommenden Ertrage der Wein⸗ und Tabacks⸗ 
ſteuer Theil nehmen. 8 Br Er 
85 Artikel 12. . 

Da die in den Koͤniglich⸗Preußiſchen Staaten am höchften beſteuerten aus⸗ 
laͤndiſchen Waaren, namentlich Kolonialwaaren aller Art, Weine und Ellen⸗ 
waaren, mit keiner Abgabe in dem Fuͤrſtenthume Birkenfeld bisher belegt gewe⸗ 
ſen ſind, und frei aus dem Auslande haben bezogen werden koͤnnen, mithin, 
wenn die Preußiſche Grenzbewachung gegen das Fuͤrſtenthum wegfaͤllt, den Koͤ⸗ 
niglichen Kaſſen und gewerbtreibenden Unterthanen ein bedeutender Verluſt aus 
der Einfuͤhrung unverſteuerter Waarenbeſtaͤnde von dort her in die weſtlichen 
Preußiſchen Provinzen erwachſen koͤnnte; fo verſpricht die Großherzogliche Re⸗ 
gierung, ſobald als moͤglich, und noch vor Aufhebung der Preußiſchen Grenz⸗ 
bewachung, alle Waarenbeſtaͤnde in dem Fuͤrſtenthume Birkenfeld genau auf⸗ 
zeichnen zu laſſen, und die Beſitzer derſelben entweder zur Zahlung der Steuer, 
oder zur Wiederausfuͤhrung der Waaren nach dem Auslande anzuhalten. a 

. Ueber die Art und Weiſe der Aufnahme, und wie weit dabel nach Be⸗ 
wandniß der Umftände zu gehen ſeyn dürfte, imgleichen tiber die den Waaren⸗ 
Inhabern zu bewilligenden Zahlungsfriſten, wird eine beſondere Vereinbarung 
vorbehalten; der Ertrag der Nachverſteuerung aber der Koͤniglich-Preußiſchen 
und der Großherzoglich-Oldenburgiſchen Regierung zu gleichen Theilen zufallen. 
eng Artikek 1 . 

Von allen fuͤr Seine Koͤnigliche Hoheit und Höchft-Dero Hofhaltung 
mit Großherzoglichen Hofmarſchallamts⸗ Atteſten in das Fuͤrſtenthum Birkenfeld 
eingehenden Waaren werden die Gefälle nicht bei dem Eingange erhoben, fondern 
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nur notirt, und bei der nächften Erhebung des Antheils Seiner Koͤniglichen Hoheit 
an den Sammteinkuͤnften in baarem Gelde angerechnet werden. 
Artikel 14. N 

Alle in Folge uͤberwieſener Zoll- und Steuervergehen in dem Fuͤrſtenthume 
Birkenfeld angefallenen Geldſtrafen und Konfiskate verbleiben, nach Abzug des 
Denunziantenantheils, dem Großherzoglichen Fiskus, und bilden keinen Gegen— 
ſtand der gemeinſchaftlichen Einnahmen. 

Die Ausuͤbung des Begnadigungs- und Strafverwandlungsrechts uͤber die 
wegen verſchuldeter Zoll- und Steuervergehen in dem Fuͤrſtenthume Birkenfeld ver⸗ 
urtheilten Perſonen, iſt Seiner Koͤniglichen Hoheit dem Großherzoge vorbehalten, 
jedoch kann der Straferlaß nicht auf den Denunziantenantheil ausgedehnt werden. 

i Artikel 15. 
Von dem Tage der Publikation gegenwaͤrtiger Uebereinkunft an, ſoll zwi⸗ 
ſchen den weſtlichen Preußiſchen Provinzen und dem Fuͤrſtenthume Birkenfeld ein 
voͤllig freier Verkehr, unter folgenden Ausnahmen, ſtatt finden: 

A. Die Einfuhr des Salzes aus dem Fuͤrſtenthume Birkenfeld in die weſt⸗ 
lichen Preußiſchen Provinzen, und aus dieſen in jenes, blelbt für jetzt ver⸗ 
boten. Jedoch geſtattet die Koͤniglich-Preußiſche Regierung fuͤr die Dauer 
des jetzt zwiſchen der Großherzoglichen Regierung zu Birkenfeld und der 
Salzfaktorei zu St. Wendel beſtehenden Pachtkontrakts den freien Eingang 
der dem Bedarfe des Fuͤrſtenthums angemeſſenen Salzquantitaͤten. Nach 


Ablauf des gedachten Kontrakts wird die Großherzogliche Regierung auch 


in Anſehung des Salzverkaufs den Einrichtungen der Koͤniglich-Preußi⸗ 
ſchen Regierung ſich völlig anſchließen, und dagegen an dem Nein - Ertrage 

des Salzdebits in den weſtlichen Preußiſchen Provinzen und dem Fuͤrſten⸗ 
thume Birkenfeld in dem Verhaͤltniſſe der Bevoͤlkerung des letzteren zu der⸗ 
jenigen der erſteren Theil nehmen. 

B. Das Einbringen der Spielkarten iſt in derſelben Weiſe verboten, auch wol⸗ 
len Seine K königliche Hoheit die Anfertigung von Spielkarten im Fuͤrſten⸗ 
thume Birkenfeld nicht geſtatten. Dagegen wird die Koͤniglich-Preußiſche 
Regierung eine dem Beduͤrfniſſe der Einwohner entſprechende Quantitaͤt 
Spielkarten abgabenfrei in das Fuͤrſtenthum eingehen laſſen, deren naͤhere 
Beſtimmung nebſt der deshalb erforderlichen Kontrolle beſonderer Verab⸗ 
redung vorbehalten bleibt. 

C. In den Preußiſchen Staͤdten, wo Mahl- und Schlachtſteuer fuͤr Rechnung 
des Staats erhoben wird, iſt dieſe Abgabe auch von den aus dem Fuͤrſten⸗ 


thume Birkenfeld eingebrachten Gegenſtaͤnden, wie von den gleichartigen 5 


Preußiſchen Erzeugniſſen, zu entrichten, und umgekehrt wird ein Gleiches 
in den Staͤdten im Fuͤrſtenthume Birkenfeld gelten, wo eine aͤhnliche Ab⸗ 
gabe etwa erhoben werden an 
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D. Dergleichen Abgaben, welche von gewiſſen inlaͤndiſchen Erzeugniſſen fuͤr 
Rechnung einer Stadt oder Kommune hei deren Einbringung in ſelbige er⸗ 
hoben werden, unterliegen auch Waaren derſelben Art, welche aus dem 
Fuͤrſtenthume Birkenfeld in eine zu jener Erhebung befugte Preußiſche Kom⸗ 
mune, oder umgekehrt, aus den weſtlichen Preußiſchen Provinzen in eine gleich⸗ 
maͤßig befugte Kommune des Fuͤrſtenthums Birkenfeld eingefuͤhrt werden. 

a Artikel 16. 8 i 
Die fuͤr die Großherzoglichen Unterthanen in dem Fuͤrſtenthume Birkenfeld 


mit der Poſt ankommenden Waaren ſollen gleichen Beguͤnſtigungen und Be⸗ 


ſchraͤnkungen mit denen unterliegen, welche fuͤr die Koͤniglichen Unterthanen be⸗ 
ſtimmt ſind. 5 i 5 i 
Artie 

Sogleich nach Publikation des gegenwaͤrtigen Vertrages ſoll von Unter⸗ 
thanen des Preußiſchen Staats und des Fuͤrſtenthums Birkenfeld, welche in dem 
Gebiete des andern kontrahirenden Theils Handel und Gewerbe treiben, oder 
Arbeit ſuchen, keine Abgabe entrichtet werden, welcher nicht gleichmaͤßig die 
eigenen Unterthanen derſelben Art unterworfen ſind. 

Desgleichen ſollen Fabrikanten und Haͤndler, welche blos zum Aufkaufe 
von Natur- oder Kunſt⸗Erzeugniſſen, oder Handlungs⸗Reiſende, welche nicht 
Waaren ſelbſt, ſondern nur Muſter derſelben, bei ſich zu fuͤhren, und Beſtellun⸗ 
gen zu ſuchen berechtigt ſind, auch ſich als Inlaͤnder dieſe Berechtigung in dem 
einen Staate durch Entrichtung der geſetzlichen Abgaben erworben haben, in dem 
andern Staate deshalb keine weiteren Abgaben entrichten, vielmehr die etwa er⸗ 
forderlichen Konzeſſionen oder Gewerbſcheine unentgeldlich erhalten. g 

Endlich ſollen, außer den in dem vorhergehenden Artikel 15. erwaͤhnten 
Beſchraͤnkungen, die Unterthanen in den beiderſeitigen Landestheilen ihre Waaren 
frei von Abgaben auf die Märkte bringen können, und hierzu eine befondere. 
Konzeſſion oder Legitimation, oder eines Gewerbſcheines, fuͤr dieſen Theil des 
Handels- und Gewerbe-Verkehrs nicht beduͤrfen. s 

5 Artikel 18. 

In Hinſicht des Verkehrs zwiſchen dem Fuͤrſtenthume Birkenfeld und den 
oͤſtlichen Preußiſchen Provinzen kommen gegenſeitig in allen und jeden Beziehun⸗ 
gen, namentlich in Anſehung der aus dem Fuͤrſtenthume Birkenfeld in die gedach⸗ 
ten oͤſtlichen Provinzen eingehenden Naturprodukte und Fabrikate, völlig dieſelben 
Grundſaͤtze in Anwendung, welche zwiſchen dieſen und den weſtlichen Preußiſchen 
Provinzen gelten. ; EEE 

Die völlige Gleichſtellung mit den Preußiſchen Unterthanen, ruͤckſichtlich 
des Verkehrs und Gewerbe- Betriebes, wird den Einwohnern des Fuͤrſtenthums 
Birkenfeld auch gegenſeitig in Beziehung zu allen mit der Preußiſchen Monarchie 
durch Zoll- oder Handelsvertraͤge verbundenen deutſchen Bundesſtaaten, in Gemaͤß⸗ 
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heit der zwiſchen Preußen und dieſen Staaten geſchloſſenen Zoll- und Handels⸗ 
vertraͤge, zu Statten kommen. 8 f ER & ® 
Artikel 19. 
Die Dauer des gegenwärtigen Vertrages wird vorläufig bis zum Schluffe 
des Jahres 1833. feſtgeſetzt. Erfolgt ein Jahr vor dem Ablaufe dieſes Zeitraumes 
von der einen oder der andern Seite keine Aufkuͤndigung, ſo ſoll er als auf fernere 
drei Jahre, und ſo fort von drei zu drei Jahren verlaͤngert angeſehen werden. 
Dieſer Vertrag ſoll unverzüglich zur Allerhoͤchſten und Hoͤchſten Ratifikation 
vorgelegt, und die Auswechſelung der Ratifikations-Urkunden ſpaͤteſtens binnen 
vier Wochen bewirkt werden. N i 
Zu Urkund deſſen iſt dieſer Vertrag von den beiderſeitigen Bevollmaͤchtigten 
unterzeichnet und unterſiegelt worden. 5 s 
So geſchehen Berlin, den 24ſten Julius 1830. 
Ernſt Michaelis. Wilhelm Ernſt Freih. v. Beaulieu⸗Marconnay. 
(L. S.) 1 0 b 


Der vorſtehende Vertrag iſt von Seiner Majeſtaͤt dem Koͤnige am 30ften 
Auguſt 1830. und von Seiner Königlichen Hoheit dem Großherzoge von Oldenburg 
am 16ten deſſelben Monats ratifizirt worden. 5 
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der Kredit⸗Syſteme zur Ausmittelung des unbekannten Inhabers eines vom 
Schuldner aufgekuͤndigten Pfandbriefs. 5 8 ä 
Au Ihren gemeinſchaftlichen Bericht vom 19ten Juli d. J., genehmige Ich, daß 
für das Aufgebot eines vom Schuldner gekuͤndigten Pfandbriefs, deſſen Inhaber 
nicht auszumitteln iſt, das Verfahren des Oſtpreußiſchen Kredit⸗Syſtems, nach 
den Vorſchriften des Reglements vom 24ſten Dezember 1808., SS. 387 bis 390. 
(Anhang zur Geſetzſammlung S. 443.), auch in den uͤbrigen landſchaftlichen Kredit⸗ 
Syſtemen geſetzlich angewendet werde. Statt der im H. 387. u. 389. angeordneten 
Inſertion in die Königsberger Intelligenzꝑ⸗Blaͤtter, muß bei den uͤbrigen Kredit⸗ 
Syſtemen die Inſertion in die Intelligenz⸗Blaͤtter der Provinz, in welcher das 
bepfandbriefte Gut belegen iſt, und die Bekanntmachung der Vorladung (F. 389.) 
an den Börfen der Handelsplaͤtze der betreffenden Provinz, für Poſen an der Böͤrſe 
zu Berlin, erfolgen. Unter den im F. 388. erwähnten Koſten werden nur die baaren 
Auslagen für das Aufgebot (F. 389.) verſtanden. Die Praͤkluſion und die Loͤſchung 
im Landſchafts⸗Regiſter erfolgt durch die Behörde des Kredit ⸗Syſtems von Amts⸗ 
wegen, und die Koſten der Lͤſchung im Hypothekenbuche fallen dem Pfandbriefs⸗ 
Schuldner zur Laſt. Ich uͤberlaſſe Ihnen, dieſe Beſtimmungen durch die Geſetzſamm⸗ 
lung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. Berlin, den 7ten September 1830. 


Friedrich Wilhelm. 


——— — — 


— — 


